Für eine aktive demokratische Zivilgesellschaft

Der Kampf gegen Rechtsextremismus, Antisemitismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit ist zentrales Anliegen der Politik von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Gerade die Vorfälle in Pömmelte, aber auch das Erstarken der rechtsextremistischen und fremdenfeindlichen Strukturen in Sachsen-Anhalt machen noch einmal deutlich, wie notwendig ein verstärktes Engagement gegen solche Tendenzen in Sachsen-Anhalt und bundesweit ist.
Für uns Bündnisgrüne ist eine aktive demokratische Zivilgesellschaft der wichtigste Garant im Kampf gegen den Rechtsextremismus. Wir treten ein für eine Politik und Kultur der Anerkennung, die soziale Anerkennung und die Achtung und Würde aller Menschen in den Mittelpunkt stellt. Nur mit solch einer aktiven Zivilgesellschaft, die hinschaut, Missstände anspricht und Migrantinnen und Migranten anerkennt, können rechtsextremistische, antisemitische oder fremdenfeindliche Strukturen überwunden werden.
Es bedarf im Kampf gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit verschiedenster Instrumente. Die politische Bildung muss ergänzt werden durch eine Menschenrechte-Bildung, die demokratische Werte frühzeitig vermittelt und Solidarität als Lernziel formuliert. Dazu gehört auch ein Klima der Anerkennung, Teilhabe und Fairness, insbesondere in unseren Schulen. Um dies umzusetzen muss auch die Ausbildung der Lehrkräfte modernisiert werden. Des Weiteren müssen die Polizeibeamten besser als bisher im Umgang und bei der Erkennung und Bewertung rechtsextremer und fremdenfeindlicher Delikte ausgebildet werden.

Auch der Staat muss sich aktiv bei der Bildung einer aktiven demokratischen Zivilgesellschaft beteiligen. Dies kann durch das Schaffen von Kulturangeboten für Jugendliche und durch die Finanzierung von Initiativen passieren, die sich gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit stellen. Hier sind sowohl die Landes- wie auch die Bundesregierung aufgerufen es nicht bei schönen Worten bleiben zu lassen. Wir brauchen attraktive demokratische Netzwerke, die Gegenangebote machen.

Demokratische Strukturen in Sachsen-Anhalt stärken, Landesprogramm gegen Rechtsextremismus auflegen!

Beinah tägliche Gewalttaten von Rechtsextremen, eine stark gesteigerte Aktionsfähigkeit der organisierten rechtsextremen Szene und die steigenden Wahlergebnisse rechtsextremer Parteien verdeutlichen die Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates in Sachsen-Anhalt. Es ist deshalb an der Zeit, dass die sachsen-anhaltische Landesregierung anerkennt, dass es sich bei den rechtsextremen Gewalttaten nicht nur um bedauerliche Einzelfälle, sondern um ein strukturelles Problem handelt. Hier steigt weniger der parteigebundene, als mehr der jugendkulturelle Rechtsextremismus, der sich in der Unterwanderung von Jugendkulturen mit rechtsextremen Inhalten und der zunehmenden Stärkung rechtsextremer Kameradschaften niederschlägt. Sie muss von ihrer Symbolpolitik im Netzwerk für Demokratie und Toleranz abrücken. Konferenzen und Tagungen allein lösen keine Probleme, zudem ein Einzug der rechtsextremen DVU nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann.

Wie sehr das rechtsextreme Treiben nicht nur die Demokratie, sondern auch das Ansehen des Wirtschaftsstandorts Sachsen-Anhalt schädigt ist offenkundig. Der ist auch davon abhängig, dass sich ausländische Arbeitnehmer, hoch qualifizierte Studenten, Wissenschaftler und Unternehmer nach Sachsen-Anhalt trauen, ohne Angst vor Bedrohung, Gewalt oder Diskriminierung haben zu müssen.

Das bestehende Netzwerk muss – statt der andauernden Beschäftigung mit sich selbst – den Kern eines finanziell solide ausgestatteten und inhaltlich untersetzten Landesprogramms für regionale Demokratieentwicklung und gegen Rechtsextremismus bilden. Ein solches Programm legt zwar einen Schwerpunkt auf jugendliche Zielgruppen, schließt aber andere Bevölkerungsteile explizit ein. Aus ihm werden mobile Beratungsteams für Kommunen und kommunale Verantwortungsträger ebenso finanziert, wie die Förderung nicht-rechter und alternativer Jugendkultur und die wissenschaftlich begleitete Sozialarbeit mit rechten Jugendlichen. Für Opfer rechter und rassistischer Gewalt werden durch das Programm spezifische Beratungs- und Betreuungsangebote sowie ein Opferfonds finanziert.

Ein zu entwickelndes Landesprogramm greift auf Erfahrungen aus bereits bestehenden Programmen der Bundesländer zurück, es vernetzt die Aktivitäten der freien Träger, der Bildungs- und Jugendarbeit, der lokalen Polizeidienststellen und kommunalen Einrichtungen sowie der Landesregierung. Es ist wissenschaftlich zu evaluieren.

Gegen den Rechtsextremismus sind keine schnellen Erfolge zu erwarten. Ein langfristig angelegtes Förderprogramm ist deswegen nur ein notwendiger Bestandteil regionaler Demokratieentwicklung.

CIVITAS und Entimon fortsetzen und ausbauen – neue Wege bei der Förderung finden

Die Basis für eine Politik und Kultur der Anerkennung ist eine aktive demokratische Zivilgesellschaft, die sich dem Rechtsextremismus entgegenstellt. Wir unterstützen die Initiativen, die sich gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit gebildet haben. Wichtig sind auch ausreichende kulturelle Angebote vor Ort, die Jugendlichen weltoffene und demokratische Einstellungen vermitteln. 

Hier sind sowohl die Landes- wie auch die Bundesregierung aufgerufen, es nicht bei schönen Worten zu belassen. Wir brauchen demokratische Netzwerke, die attraktive Gegenangebote machen. Wir dürfen das Feld der Kultur und der Zivilgesellschaft nicht den rechtsextremen Rattenfängern überlassen.

Auf Bundesebene ist es der Initiative von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Haushaltsausschuss zu verdanken, dass die CIVITAS-Programme gegen Rechtsextremismus seit 2001 als Modellprojekte Fördermittel aus dem Bundeshaushalt erhalten. Und das Geld ist gut angelegt. Die CIVITAS-Programme tragen zum Aufbau und zur Stärkung wichtiger demokratischen, zivilgesellschaftlichen Strukturen auch in den neuen Bundesländern durch die mobile Beratung vor Ort und Betreuung von Opfern rechtsextremer Gewalt bei. Die erfreuliche Bilanz: Mit diesen Programmen haben wir seit 2001 rund 4000 Projekte gefördert, die sich gegen rechtsextremes Denken und Handeln wenden und unsere Demokratie stärken.
Leider setzt die jetzige Bundesregierung diese Erfolge leichtfertig aufs Spiel: da der Bundeshaushalt 2006 erst Mitte des Jahres beschlossen wird, müssen die Projekte derzeit mit monatlichen Zahlungen auskommen. Dies untergräbt die Planungssicherheit. Ob die Mittel nach Ende des Jahres 2006 weiterhin in den Bundeshaushalt eingestellt werden, ist momentan absolut unsicher. Bisher hat die große Koalition nur reichlich allgemein gehaltene Absichtserklärung zum Thema Rechtsextremismus zustande gebracht. Die Koalitionsparteien scheinen rechtsextremistische Bedrohungen nicht ernst zu nehmen.

Wir fordern nachdrücklich mindestens die Fortschreibung der CIVITAS- und Entimon-Mittel im Bundeshaushalt über das Jahr 2006 hinaus. Es ist außerdem eine Weiterentwicklung der bestehenden Förderstrukturen notwendig, da die Bundeshaushaltsordnung lediglich die Förderung von Modellprojekten mit begrenzter Laufzeit erlaubt. Dies würde für bisher geförderte Langzeitprojekte in absehbarer Zeit das Aus bedeuten. Deshalb schlagen wir eine langfristige Finanzierung über eine Stiftung vor. Eine Möglichkeit wäre die Erweiterung der Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ um die Aufgabe „Demokratie stärken – Rechtsextremismus verhindern und bekämpfen“ als zusätzliche Säule der Stiftungs-Arbeit. Diese Erweiterung müsste mit gesonderten Mitteln finanziert werden.

Für eine Politik der Anerkennung

Neuere sozialwissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass rechtsextremistische Einstellungen und Verhaltensweisen oft in einem Entzug von sozialer Anerkennung gründen. Wer selbst keine Achtung und Wertschätzung erfährt, der wird leichter auf problematische Anerkennungsgewinne aus sein, die rechtsextremistischen, rassistischen und anderen menschenfeindliche Haltungen entspringen. Er konstruiert einen Sündenbock, den er mit allen Mittel abwertet und bekämpft.

Dem schlechten sozialen Kreislauf des Abwertens und Abgewertetseins, der hier in Gang kommt, setzen wir eine Politik und Kultur der Anerkennung entgegen. Wir werben für eine weltoffene und pluralistische Zivilgesellschaft, die die unterschiedlichen Lebensentwürfe respektiert und in der Diskriminierung keine Chance hat. Niemand darf im Namen einer Weltanschauung Gewalt anwenden und die Rechte anderer verletzen. Anerkennung und Respekt müssen einhergehen mit der Einhaltung gemeinsamer und verbindlicher Regeln. Maßstab hierfür ist das Grundgesetz. 

Wer rechtsextremistische Einstellungen und Verhaltensweisen und damit auch Wahlerfolge dauerhaft zurückdrängen will, muss die Rechtsextremisten als politische Herausforderung ernstnehmen. Solange diese nicht als fundamentale Angriffe auf die Demokratie als politisch-gesellschaftliche Leitidee begriffen werden, werden alle Gegenmaßnahmen im Vordergründigen stecken bleiben. Wer Rassisten und Antisemiten dauerhaft das Wasser abgraben will, muss die Demokratie als gesellschaftliche Leitidee glaubwürdig, selbstbewusst und offensiv vertreten.
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